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Analyse

Der Vergangenheit näher als der Zukunft 
Ein nüchterner Blick auf die Präsidentschaft von Lech Kaczyński

Reinhold Vetter, Warschau

Zusammenfassung
Der Unfalltod von Staatspräsident Lech Kaczyński im vergangenen Monat lässt sein Lebenswerk in einem 
neuen Licht erscheinen. Vor allem über seine Rolle als Präsident wird diskutiert. Angesichts der tragischen 
Umstände des Todes und vor dem Hintergrund der Leidensgeschichte Polens scheint Heroisierung und 
Mythenbildung in Teilen der polnischen Gesellschaft unvermeidbar. Aber auch eine nüchterne Abwägung 
seiner Erfolge und Niederlagen ist zu beobachten. Viele Polen, die Kaczyński bisher eher kritisch gegen-
überstanden, entdecken nun auch seine positiven Seiten. Der Streit um seine Beisetzung auf dem Krakauer 
Wawel, der Begräbnisstätte der polnischen Könige und Nationalhelden, gab einen Vorgeschmack auf die 
Härte der öffentlichen Auseinandersetzung im Vorfeld der Präsidentenwahl am 20. Juni. Auch die Kandi-
datur seines Bruders Jarosław deutet auf eine schroffe Polarisierung hin. Ein nüchterner Blick auf die Fak-
ten zeigt, dass Kaczyński als Staatspräsident polnische Interessen, so wie er sie definierte, im Ausland durch-
aus mit Erfolg vertreten hat, andererseits dem Land aber keine Impulse zur staatsbürgerlichen Emanzipa-
tion der Gesellschaft, zur Festigung des Rechtsstaates und der Parteiendemokratie sowie zur Modernisie-
rung von Wirtschaft und Sozialstaat geben konnte.

Ausgangspunkt für die Präsidentschaft von Lech 
Kaczyński war der politische Wandel im Herbst 

2005, als die polnischen Wähler einen deutlichen 
Schwenk nach rechts vollzogen. Dieser manifestierte 
sich zunächst im Wahlsieg der von Lech und Jarosław 
Kaczyński geführten nationalkonservativen Partei Recht 
und Gerechtigkeit (Prawo i Sprawiedliwość – PiS) am 
25. September, die fortan stärkste Kraft im Sejm war. 
Ihr Sieg wurde allerdings dadurch relativiert, dass nur 
41 % der Wahlberechtigten an der Abstimmung teil-
genommen hatten. In den anschließenden Verhand-
lungen tat Jarosław Kaczyński alles, um eine Koalition 
mit der Bürgerplattform (Platforma Obywatelska – PO) 
als zweitstärkster politischer Kraft zu verhindern, was 
ihm auch in der gesamten folgenden Regierungszeit 
gelang. In der zweiten Runde der Präsidentenwahl am 
23. Oktober 2005 setze sich dann Lech Kaczyński gegen 
Donald Tusk von der PO als seinem schärfsten Kon-
kurrenten durch. Der Umschwung war gewaltig. Die 
bis dato dominierenden Postkommunisten der Demo-
kratischen Linksallianz (Sojusz Lewicy Demokratycznej 
– SLD) mussten sowohl die Führung der Regierung als 
auch das Amt des Staatspräsidenten abgeben.

Die Kaczyńskis und ihre Partei PiS sprachen vielen 
Bürgern aus dem Herzen, wenn sie im Wahlkampf die 
zahlreichen Korruptionsaffären und sonstigen Skan-
dale der Linksregierung der Jahre 2001 bis 2005 zum 
Anlass nahmen, für eine radikale Säuberung des polni-
schen Staates einzutreten. Mit ihren Auffassungen vom 
sozial fürsorglichen und patriarchalischen Obrigkeits-

staat erwiesen sie sich als Hoffnungsträger für alle jene 
Bürger, die in den neuen Zeiten der Marktwirtschaft, 
der EU-Mitgliedschaft Polens und der Einbindung des 
Landes in das globale Geschehen noch nicht richtig 
Fuß gefasst hatten. Eine Rolle spielte sicher auch das 
Bemühen der Kaczyńskis und ihrer Partei, sich als starke 
Anwälte der von ihnen in traditioneller Weise definier-
ten nationalen Interessen zu profilieren.

Rahmenbedingungen
Eine Bewertung der Präsidentschaft Lech Kaczyńskis in den 
Jahren 2005 bis 2010 erfordert zunächst eine kurze Darstel-
lung der ökonomisch-sozialen sowie innen- und außenpoli-
tischen Rahmenbedingungen Polens in dieser Zeit.

Mit dem EU-Beitritt am 1. Mai 2004 und der fol-
genden Integration in den gemeinsamen Markt ent-
wickelte sich Polen zu einem der wachstumsstärksten 
Länder in Europa. In den Jahren 2006 und 2007 stieg 
das Bruttoinlandsprodukt (BIP) um Werte über 6 %. 
Polen blieb weiterhin ein wichtiges Ziel ausländischer 
Investoren und der Zloty entwickelte sich zu einer ver-
gleichsweise starken Währung. In seiner Aufholjagd 
gegenüber dem Westen kam das Land ein gutes Stück 
voran. Polen profitierte von der Leistungsstärke seiner 
modernen Volkswirtschaft, der Konkurrenzfähigkeit 
polnischer Produkte auf den Weltmärkten und dem 
großen Binnenmarkt.

Überraschend für viele Beobachter im In- und Aus-
land konnte Polen dann auch die globale Finanz- und 
Wirtschaftskrise, die im Herbst 2008 einsetzte, rela-
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tiv gut meistern. Im Februar 2010 wies die EU-Kom-
mission nachdrücklich darauf hin, dass Polen im Jahr 
2009 mit einem BIP-Wachstum von 1,2 % das einzige 
EU-Land mit einer positiven Bilanz gewesen sei. Aber 
natürlich spürte auch Polen die Krise. Der Export ließ 
nach, die Zahl der Arbeitslosen stieg wieder an, das Bud-
getdefizit überschritt den Maastricht-Grenzwert und 
auch die Verschuldung der privaten Haushalte nahm 
zu. Deutlich wurde, dass die Integration in die europäi-
schen und globalen Märkte auch negative Folgen haben 
kann. Immerhin konnte sich die Regierung von Minis-
terpräsident Donald Tusk in ihrer Krisenbekämpfung 
weitgehend auf flankierende Maßnahmen beschränken, 
womit sie sich wohltuend von starken staatlichen Eingrif-
fen gerade auch von anderen Regierungen im EU-Raum 
abhob. Für 2010 hat das Warschauer Wirtschaftsinsti-
tut CASE ein BIP-Wachstum von 3,2 % prognostiziert.

Innenpolitisch lässt sich die Amtszeit des verstorbenen 
Staatspräsidenten grob in zwei Phasen einteilen. Von 2005 
bis 2007 führte PiS die Regierungsgeschäfte – entweder 
in Gestalt einer Minderheitsregierung oder als Koali-
tion mit der bäuerlich-populistischen Selbstverteidigung 
(Samoobrona) und der rechtsradikalen Liga der polnischen 
Familien (Liga Polskich Rodziń –LPR). Diese Regierungen 
betrieben eine von PiS dominierte schroffe, ideologisch 
bedingte innenpolitische Polarisierung, der jedwede prag-
matische Staatstätigkeit untergeordnet blieb. Der Parla-
mentarismus, die Dreiteilung der Staatsgewalt und der 
Rechtsstaat gerieten in dieser Phase zwar nicht grund-
sätzlich in Gefahr, wurden aber doch erheblich beschä-
digt. Regierungskrisen waren an der Tagesordnung. PiS 
führte aber nicht nur die Regierung, sondern stellte mit 
Lech Kaczyński auch den Staatspräsidenten.

Die seit der Parlamentswahl im Oktober 2007 amtie-
rende Regierungskoalition aus PO und Polnischer Bau-
ernpartei (Polskie Stronnictwo Ludowe – PSL) bemühte 
sich zwar um einen moderaten Politik- und Regierungs-
stil, war aber wegen der verfassungsrechtlich bedingten 
starken Einflussnahme des Staatspräsidenten erheblich 
in ihrer Reformarbeit gehemmt.

Die parteipolitische Landschaft erlebte zwischen 
2005 und 2010 eine gewisse Reduzierung. Da die Linke 
ihre Schwäche nicht überwinden konnte und eine politi-
sche Mitte kaum existierte, bildete sich de facto ein Zwei-
parteiensystem mit PO und PiS heraus, auch wenn es 
gerade im rechten Spektrum zu verschiedenen Neugrün-
dungen kam. Das Ergebnis war eine starke Dominanz 
konservativer Kräfte im Parlament, da neben der natio-
nalkonservativen PiS auch die PO, etwa in der Gesell-
schaftspolitik, weitgehend konservative Positionen ver-
tritt. PiS litt zunehmend an Auszehrung, da unter dem 

Druck des Parteivorsitzenden Jarosław Kaczyński eigen-
ständige »Querköpfe« wie Paweł Zalewski ausgeschlos-
sen wurden. In den Wählerbefragungen stabilisierte sich 
die starke Dominanz der PO gegenüber PiS.

Auf dem Gebiet der Außenpolitik musste Polen nach 
dem EU-Beitritt im Jahr 2004 seine Rolle als europäi-
scher und internationaler Akteur neu definieren. Das 
Land hatte nun neue Rechte und Pflichten, musste 
inhaltliche Positionen in die europäische Debatte ein-
bringen und bei EU-Entscheidungen mitwirken. Doch 
die von PiS in den Jahren 2005 bis 2007 geführten 
Regierungen blieben in dieser Hinsicht weitgehend 
erfolglos, weil die von ihnen vorgetragene Außenpo-
litik stark konfrontative Züge trug, basierend auf den 
ideologischen Prämissen der Nationalkonservativen. Die 
Folge war eine starke Isolierung des Landes auf der inter-
nationalen Bühne. Donald Tusk und seiner von der PO 
dominierten Regierung gelang es dann, die polnische 
Außenpolitik pragmatischer zu gestalten, ohne auf die 
Vertretung grundlegender nationaler Interessen zu ver-
zichten. Auch Polen stimmte schließlich dem Reform-
vertrag von Lissabon zu, nachdem die EU-Partner Zuge-
ständnisse beim Abstimmungsmodus gemacht hatten. 

Tusk gelang es, Polen neues Ansehen in der EU zu 
verschaffen. Auch die deutsch-polnischen Beziehungen 
kamen ab 2008 wieder in Schwung, nachdem zwei Jahre 
lang weitgehend Stillstand geherrscht hatte. Die Ver-
handlungen über das später gestoppte Projekt eines US-
amerikanischen Antiraketensystems wiederum zeigten, 
dass die Regierung von Donald Tusk im Rahmen der 
polnisch-amerikanischen Beziehungen selbstbewusster 
als ihre nationalkonservativen Vorgänger in den Jah-
ren 2005 bis 2007 auftrat. Auch die polnisch-russi-
sche Annäherung, die sich besonders im Zusammen-
hang mit den Gedenkfeiern zum 70. Jahrestag des Mas-
sakers von Katyn und dem tragischen Unfalltod von 
Lech Kaczyński zeigte, geht auf den außenpolitischen 
Kurswechsel zurück, der Ende 2007 eingeleitet wurde. 
Tuks und sein Außenminister Radosław Sikorski suchen 
nach pragmatischen Lösungen für aktuelle Probleme 
in den polnisch-russischen Beziehungen, ohne bei der 
Bewertung schwieriger historischer Phänomene polni-
sche Überzeugungen preiszugeben. Polen ist außerdem 
eine treibende Kraft im Rahmen der »Östlichen Part-
nerschaft«, die Länder wie Georgien und die Ukraine 
stärker an die EU heranführen soll.

Kein Mann des »dritten Weges«
Wie hat sich Lech Kaczyński als Staatspräsident in die-
sem wirtschaftlich-sozialen sowie innen- und außenpoli-
tischen Umfeld bewegt? Grundsätzlich stand Kaczyński 
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der marktwirtschaftlichen Entwicklung Polens und der 
Einbindung in die globalen internationalen Märkte 
nicht ablehnend gegenüber. Er war kein Anhänger des 
»dritten Weges« zwischen Kapitalismus und Sozia-
lismus. So zog er in seiner Neujahrsansprache Ende 
Dezember 2006 eine insgesamt positive wirtschaftli-
che Bilanz für sein Land. Doch in seiner politischen 
Praxis orientierte er sich sehr stark am Programm der 
von ihm mitbegründeten nationalkonservativen PiS. 
Deren Programm steht für eine starke Rolle des Staa-
tes in der Wirtschaft, gibt einheimischen Unternehmen 
den Vorzug vor internationalen Konzernen, befürwor-
tet weit gespannte soziale Systeme und hat nichts gegen 
eine höhere Staatsverschuldung zur Finanzierung von 
Maßnahmen der Regierung einzuwenden.

Diese Wirtschaftspolitik hat Lech Kaczyński wäh-
rend der von PiS geführten Regierungen in den Jahren 
2005 bis 2007 wohlwollend begleitet bzw. sogar aktiv 
gefördert. Das galt insbesondere für die Verzögerung der 
Privatisierung, die stärkere Einmischung des Staates in die 
Finanzwirtschaft und die massive Bevorzugung einhei-
mischer Staatsunternehmen im Rahmen der Außenwirt-
schaftspolitik. Von den PiS-Regierungen kamen keinerlei 
Initiativen zur Förderung von Forschung und Entwick-
lung sowie zur Intensivierung der Kooperation von Wirt-
schaft und Wissenschaft, genauso wenig wie zur Reform 
der beruflichen Aus- und Weiterbildung, die angesichts 
des wachsenden Mangels an qualifizierten Fachkräften 
in bestimmten, von ausländischen Investoren stark fre-
quentierten Regionen dringend notwendig gewesen wäre.

In den Jahren 2008 und 2009 brachte Kaczyński 
durch sein Veto einige wichtige sozialpolitische Reform-
gesetze zu Fall, die von der Regierung unter Minister-
präsident Donald Tusk auf den Weg gebracht worden 
waren. Dazu zählten vor allem mehrere Gesetze zur 
Sanierung und Modernisierung des maroden Gesund-
heitswesens. Ein von Kaczyński lange blockiertes Gesetz 
zur Beschränkung der grassierenden Frühberentung 
konnte Tusks Regierung erst durch eine Absprache mit 
der linken Opposition in Sejm durchsetzen. Allerdings 
lag es auch an koalitionsinternen Widersprüchen, wenn 
die seit Ende 2007 amtierende Koalition aus PO und 
PSL eine Reihe ihrer Reformversprechen aus dem Wahl-
kampf im Herbst 2007 nicht verwirklichen konnte.

Auch im Kampf gegen die Auswirkungen der glo-
balen Finanz- und Wirtschaftskrise auf Polen traten 
Widersprüche zwischen dem Staatspräsidenten und der 
Regierung zutage. So meinte Lech Kaczyński in einer 
Rede in Breslau (Wrocław) im Februar 2009, es sei ein 
grundsätzlicher Fehler, dass die Regierung das Defi-
zit im Staatshaushalt nicht erhöhe, um die Wirtschaft 

anzukurbeln. Andererseits befürwortete er Pläne der 
Regierung, das Arbeitsrecht wegen der Wirtschafts-
krise zu modifizieren und Arbeitszeiten bzw. Urlaubs-
tage an die Auftragslage anzupassen sowie Arbeitslose 
bei der Rückzahlung von Hypotheken durch den Staat 
zu unterstützen. Im Mai 2009 äußerte er Zweifel daran, 
dass die Regierung angesichts der Krise wirksame Maß-
nahmen zur Stabilisierung der Wirtschaft und gegen 
den Anstieg der Arbeitslosigkeit getroffen habe. Er hob 
hervor, dass Polen aufgrund der drastischen Sparpoli-
tik der Regierung, die unter anderem die Kürzung von 
Investitionen für die Infrastruktur umfasste, an Attrak-
tivität für ausländische Investoren verlieren könnte, und 
forderte dementsprechend mehr öffentliche Ausgaben.

Anfang Februar 2010 zeichnete sich auch ab, dass 
Kaczyński Widerstand gegen das drastische Sparpro-
gramm zur Sanierung der Staatsfinanzen leisten würde, 
das Ministerpräsident Tusk angekündigt hatte. Das 
Konsolidierungsprogramm erfordert mehrere Geset-
zesänderungen, die Kaczyński vermutlich mit einem 
Veto belegt hätte. Bis zu diesem Zeitpunkt war es ihm 
allerdings nie gelungen, wirklich Einfluss auf das Kri-
senmanagement der Regierung zu nehmen.

Auf europäischer Ebene setzte sich Kaczyński sehr 
stark für die Gewährung von EU-Finanzhilfen an Mit-
gliedsstaaten ein, die besonders von der Krise betroffen 
waren. Bei einem Treffen mit EU-Kommissionspräsident 
José Manuel Barroso im März 2009 hoben beide Politi-
ker besonders das Solidaritätsprinzip bei der Krisenbe-
kämpfung hervor. Als der EU-Gipfel im gleichen Monat 
ein 400 Mrd. Euro umfassendes Konjunkturpaket der 
Gemeinschaft beschloss, wovon 20 Mrd. auf Polen ent-
fallen sollten, sprach Kaczyński von einem großen Erfolg.

Anders als zu Beginn seiner Amtszeit vermutet 
wurde, war der Präsident nie grundsätzlich gegen eine 
Übernahme des Euro durch Polen. Wiederholt zeigte er 
sich offen für eine Diskussion über die Einführung der 
Gemeinschaftswährung in seinem Land. So erklärte er 
im Oktober 2008, die Perspektive eines Beitritts Polens 
zur Eurozone könne ein gutes Signal für die Partner 
in der EU sein und zur Stabilisierung des polnischen 
Finanzmarktes sowie zur wirtschaftlichen Entwicklung 
des Landes beitragen. Allerdings plädierte er für Vorsicht 
bei der Zeitplanung für den Beitritt – eine Vorsicht, die 
ähnlich wie bei Ministerpräsident Donald Tusk im Zuge 
der globalen Krise natürlich noch zunahm.

Law and order
Geht es um die Verfassung und die Innenpolitik, dann 
war der habilitierte Jurist Lech Kaczyński Befürworter 
eines starken Staates und eines Präsidentenamtes mit 
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weitreichenden legislativen und exekutiven Vollmach-
ten sowie ein Verfechter des law and order-Prinzips, 
der sich für harte Gesetze, eine konsequente Strafver-
folgung und einen rigiden Strafvollzug stark machte. 
Dies alles zeigte sich schon, als Kaczyński in den Jah-
ren 2000/2001 Innenminister war und zwischen 2002 
und 2005 das Amt des Stadtpräsidenten von Warschau 
ausübte. Doch er ging nicht so weit wie sein Bruder 
Jarosław, der 2006/07 als Ministerpräsident besonders 
im Zusammenwirken mit dem damaligen Justizmi-
nister Zbigniew Ziobro die Justiz als Werkzeug miss-
brauchte, um innenpolitische Gegner auszuschalten und 
bestimmte, ihnen zu unabhängig erscheinende Berufs-
gruppen wie etwa Journalisten auszugrenzen. Auch die 
von Jarosław Kaczyński versuchte politische Instrumen-
talisierung des Verfassungsgerichts war nicht nach sei-
nem Geschmack. Für Lech Kaczyński war eine hart 
durchgreifende Justiz das entscheidende Mittel, um der 
Kriminalität Herr zu werden, mehr aber auch nicht.

Der polnische Publizist Jacek Żakowski hat zu Recht 
darauf hingewiesen, dass Lech Kaczyński zwar ein eifri-
ger Verfechter der so genannten Lustracja (Durchleuch-
tung) war, also der Überprüfung von Staatsbediensteten 
auf eine etwaige Mitgliedschaft in den früheren kom-
munistischen Geheimdiensten, sich aber ebenso dafür 
einsetzte, den betroffenen Personenkreis nicht übermä-
ßig auszudehnen und beim Vollzug der Durchleuchtung 
juristische Grundsätze wie die Achtung der Privatsphäre 
einzuhalten. So unterzeichnete er im September 2007 
eine Novelle zum Lustrationsgesetz vom Oktober 2006, 
nachdem das Verfassungsgericht dieses Gesetz in 39 
Punkten als nicht verfassungskonform bezeichnet hatte. 

Im Zusammenhang mit der »Lustracja« wieder-
holte Lech Kaczyński die bis heute nicht seriös belegte 
Behauptung, der Arbeiterführer der demokratischen 
Opposition und frühere Staatspräsident Lech Wałęsa 
habe in den 1970er Jahren mit dem kommunistischen 
Sicherheitsdienst zusammengearbeitet. Diese Behaup-
tung war zuvor schon von führenden Vertretern sei-
ner Partei Recht und Gerechtigkeit, ihr nahestehen-
den Historikern und Publizisten sowie von Mitarbei-
tern des Instituts des Nationalen Gedenkens (Instytut 
Pamięci Narodowej – IPN) aufgestellt worden. Wałęsa 
forderte den Präsidenten daraufhin zu einer Entschul-
digung auf, worauf dieser aber nicht reagierte. Im Juni 
2008 bestätigte das Warschauer Appellationsgericht, 
dass der Arbeiterführer bereits im Jahr 2000 vom Vor-
wurf geheimdienstlicher Tätigkeit freigesprochen wor-
den war. Im Mai 2009 reichte Wałęsa sogar Klage gegen 
den Präsidenten ein, worüber bis zu dessen Tod aber 
nicht verhandelt wurde.

Letztendlich war Lech Kaczyński in den Jahren 
2005 bis 2007 kein parteipolitisch unabhängiger Prä-
sident, wie von der Verfassung gefordert. Vielmehr stand 
er weitgehend auf Seiten der von PiS geführten Regie-
rungen, auch wenn er in einigen Fragen anderer Mei-
nung war. Er tolerierte deren Innen- bzw. Rechtspolitik 
und segnete deren oft äußerst fragwürdige Koalitions- 
und Personalentscheidungen ab. Im September 2007 
ließ er sich auf ein verfassungspolitisch bedenkliches 
Manöver ein, um die Amtszeit der ihrem Ende zugehen-
den Minderheitsregierung seines Bruders Jarosław noch 
künstlich zu verlängern. Auf dessen Antrag hin entließ er 
vorübergehend 15 Minister, gegen die die damals oppo-
sitionelle PO Anträge auf ein Misstrauensvotum einge-
reicht hatte. Aufgrund der Abberufung erwiesen sich die 
Anträge als gegenstandslos, so dass auch keine Abstim-
mung stattfand. Wenige Tage später wurden die betrof-
fene Außenministerin Anna Fotyga und andere Kabi-
nettsmitglieder wieder in ihre Ämter berufen.

Nach dem Amtsantritt der Koalition aus PO und 
PSL im Spätherbst 2007 verhielt sich Lech Kaczyński 
oft wie ein Oppositionspolitiker, der innenpolitische 
Reformgesetze der Regierung mit seinem Veto belegte 
und auch einige ihrer Personalentscheidungen abzuwen-
den versuchte. So versuchte er, allerdings ohne Erfolg, 
die Berufung von Radosław Sikorski zum Außenminis-
ter zu verhindern. Lange Zeit opponierte er gegen die 
dringend notwendige Trennung der Ämter des Justizmi-
nisters und des Generalstaatsanwalts, bis dann der Sejm 
im Oktober 2009 sein Veto überstimmte. Erfolgreich 
war sein Widerstand gegen ein neues Mediengesetz, das 
die Reform des regierungsnahen öffentlichen Fernse-
hens und Radios einleiten sollte. Andererseits stand er 
auf Seiten der Regierung und der großen Mehrheit im 
Sejm, als er im November 2009 ein Gesetz zur Straf-
verschärfung bei pädophilen Straftaten und zur phar-
makologischen Behandlung pädophiler Straftäter unter-
zeichnete. In der Debatte über eine mögliche Novellie-
rung der polnischen Verfassung sympathisierte er mit 
seinen Parteifreunden von PiS, die sich für eine weitere 
Stärkung der Macht des Staatspräsidenten einsetzten. 
Allerdings hielt er einige Formulierungen in dem von 
PiS im Januar 2010 vorgelegten Entwurf für überzo-
gen. Die PO dagegen favorisiert eine verfassungsrecht-
liche Regelung, die dem Staatspräsidenten hauptsäch-
lich repräsentative Funktionen zuweist.

Als Staatsoberhaupt bemühte sich Lech Kaczyński 
mit Erfolg, das historische Bewusstsein seiner Lands-
leute zu stärken. Der deutsche Überfall auf Polen und 
der sowjetische Einmarsch im September 1939, das Mas-
saker an polnischen Offizieren in Katyn im Frühjahr 
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1940, der Warschauer Aufstand im August/September 
1944 sowie, im Rahmen der Nachkriegsgeschichte, vor 
allem das erfolgreiche Wirken der Gewerkschaftsbe-
wegung Solidarität (Solidarność) waren seine großen 
geschichtspolitischen Themen. Versöhnung zwischen 
den Völkern bedürfe der historischen Wahrheit, betonte 
er immer wieder bei Gedenkfeiern an wichtigen Jahres-
tagen. Mitunter jedoch kam er zu historischen Fehlein-
schätzungen, etwa dann, wenn er den Mord in Katyn 
mit dem Holocaust an den Juden verglich. Oft folgte 
er auch einer affirmativen Geschichtsbetrachtung, die 
wenig Raum für eine kritische und selbstkritische Aus-
einandersetzung mit dem Handeln des eigenen Volkes 
und seiner Führungspersonen zuließ. Schon als Stadt-
präsident der polnischen Hauptstadt initiierte er das 
Museum des Warschauer Aufstandes, das dem dama-
ligen Geschehen sehr gut gerecht wird, aber die nach 
1944 mehrmals aufkommende Diskussion über den 
Sinn dieser Erhebung kaum thematisiert. Nicht ganz 
zu Unrecht schrieb der Danziger Schriftsteller Paweł 
Huelle, Kaczyńskis Geschichtspolitik sei mitunter auch 
ostentatives Theater gewesen.

Äußerst empfindlich reagierte Kaczyński auf antise-
mitische Äußerungen in seinem Land. So äußerte er sich 
im Februar 2007 ernsthaft beunruhigt über eine Bro-
schüre antisemitischen Inhalts, die der Europaabgeord-
nete der LPR Maciej Giertych veröffentlicht hatte. Die 
dort vertretenen Thesen, so der Staatspräsident damals, 
stünden im krassen Widerspruch zur Lehre Johannes 
Pauls II. Auch antisemitische Äußerungen des Direk-
tors des katholischen Radiosenders Radio Maryja, Pater 
Tadeusz Rydzyk, stießen wiederholt auf Kritik des Prä-
sidenten. Kaczyński sah es auch als seine Pflicht an, bei 
Jahrestagen der polnisch-jüdischen Geschichte anwesend 
zu sein, etwa bei Gedenkfeiern zum Aufstand im War-
schauer Ghetto im Frühjahr 1943. Im Juni 2007 nahm er 
an der Grundsteinlegung für das Museum der Geschichte 
der polnischen Juden in Warschau teil. Immer auch setzte 
er sich für ein gutes Verhältnis Polens zu Israel ein, etwa 
während eines Besuchs des israelischen Staatspräsidenten 
Schimon Peres in Warschau im April 2008.

 
Zum Wohle der Nation
Das außenpolitische Denken von Staatspräsident Lech 
Kaczyński kreiste immer wieder um Begriffe wie Nation, 
Nationalstaat, Unabhängigkeit und Souveränität. Seiner 
Auffassung nach war der Nationalstaat für alle Zeiten 
die einzige angemessene Organisationsform, in der die 
polnische Gesellschaft leben könne. Ein solches Denken 
bringt von vornherein jeder internationalen Normen-
setzung durch das Völkerrecht, aber auch allen über-

nationalen politischen, wirtschaftlichen und kulturel-
len Organisationen ein gewisses Misstrauen entgegen. 
Besonders bei den jährlichen Feierlichkeiten am 3. Mai 
zum Tag der Verfassung von 1791 hob Kaczyński hervor, 
dass die polnische Verfassung auch unter den Bedingun-
gen eines vereinten Europa die oberste polnische Rechts-
quelle sei und dies auch so bleiben müsse. Äußerst sen-
sibel reagierte er auf alles, was seiner Meinung nach 
das nationale Interesse bedrohen sowie Abhängigkeiten 
und Zwänge für das Vaterland schaffen könnte. Auf der 
anderen Seite hatte er fast unbegrenztes Vertrauen in die 
eigene Kraft der polnischen Nation und ihres Staates.

Dieser »nationalen Determination« ist es vermut-
lich zuzuschreiben, dass er in außenpolitischen Fragen 
reichlich schematisch dachte und wenig Verständnis 
für internationale Zusammenhänge und Kräfteverhält-
nisse entwickelte. Seine Einschätzung der inneren Ver-
hältnisse in Ländern wie Georgien entsprach eher sei-
nem Wunschdenken. Der Soziologe Jacek Raciborski 
kam zu der etwas überzogenen, aber auch nicht ganz 
falschen Einschätzung, Präsident Kaczyński verstehe 
die Welt nicht.

Auf jeden Fall wusste er um die Bedeutung der EU 
für Polen und hob dies bei verschiedenen Gelegenhei-
ten hervor. Offenbar war er dabei ein typischer polni-
scher Europäer, denn Untersuchungen von Warschauer 
Soziologen wie Tadeusz Szawiel haben ergeben, dass für 
die Mehrheit der Polen die Zugehörigkeit zur eigenen 
Nation an erster Stelle steht, mindestens 50 % der Bür-
ger sich aber mehr oder weniger auch als Europäer ver-
stehen. Diese europäische Identität, so Szawiel, sei aber 
in erster Linie etwas historisch Gewachsenes, resultie-
rend aus der Geschichte der polnischen Nation und 
der christlichen Tradition Europas, nicht aber Ergeb-
nis der Konstitutionalisierung und Institutionalisierung 
auf EU-Ebene.

Für Kaczyński wie für die Mehrheit der Polen sind 
die Vorteile der EU ganz praktisch: Reisefreiheit auf-
grund des Schengen-Abkommens, wirtschaftliche 
Kooperation auf dem EU-Binnenmarkt, Kooperation 
auf dem Gebiet der Energiepolitik und internationales 
Krisenmanagement. Wenn Kaczyński innerhalb der EU 
für polnische Interessen eintrat, tat er letztendlich nichts 
anderes als Bundeskanzlerin Angela Merkel und der 
französische Staatspräsident Nicolas Sarkozy und wenn 
er ein gewisses Misstrauen gegenüber der Dominanz ein-
zelner Mitgliedsländer entwickelte, dann haben unter 
anderem Merkel und Sarkozy dafür Munition geliefert.

Nach langem Zögern hat Kaczyński auch den EU-
Reformvertrag von Lissabon unterzeichnet. Er wusste 
die Zugeständnisse zu schätzen, die der EU-Gipfel im 
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Oktober 2007 bezüglich der späteren Einführung des 
Abstimmungsmodus der »doppelten Mehrheit« und der 
Geltung des »Ioannina-Mechanismus« gemacht hatte, 
und zwar aufgrund der polnischen Bedenken. Wie 
Ministerpräsident Tusk lehnte er die Übernahme der 
Europäischen Charta der Grundrechte ab. Diplomati-
sche und journalistische »Insider« in Warschau vermu-
ten nicht ganz zu Unrecht, dass Kaczyński den Lissabon-
Vertrag vor allem deshalb sehr spät ratifiziert hat, weil er 
von PiS, also seiner politischen Heimat, sehr stark unter 
Druck gesetzt wurde – gegen seine eigenen Intentionen.

Lech Kaczyński war kein Gegner der Deutschen. 
Aber sein Blick auf die westlichen Nachbarn Polens war 
stärker von seinem Wissen über die deutschen Verbre-
chen während des Zweiten Weltkriegs und deren Folgen 
geprägt als von der Kenntnis der heutigen politischen, 
wirtschaftlichen und kulturellen Realität in Deutsch-
land. Deshalb waren für ihn Themen wie etwaige Repa-
rationen, Entschädigungen und Wiedergutmachun-
gen seitens Deutschlands immer sehr wichtig, wobei er 
mitunter die Leistungen missachtete, die Deutschland 
schon erbracht hatte.

Zu Recht hat er offene Fragen thematisiert, wie 
etwa die politische, soziale und kulturelle Sicherung 
der Rechte der in Artikel 20–22 des deutsch-polni-
schen Partnerschaftsvertrags von 1991 beschriebenen 
Personengruppe – eine Aufgabe, die ja auch auf der 
Agenda von Außenminister Radosław Sikorski steht. 
Andere Probleme wie die deutsch-russische Gaspipe-
line durch die Ostsee und das »Sichtbare Zeichen«, das 
dem Gedenken an die am Ende des Zweiten Weltkriegs 
aus Ostmitteleuropa vertriebenen Deutschen gewidmet 
sein soll, hat er in ihrer Bedeutung für die bilateralen 
Beziehungen überschätzt. Ganz typisch war ein Inter-
view, das er im Dezember 2006 dem deutschen Magazin 
»Focus« gewährte, in dem er betonte, dass Polen nicht 
antideutsch sei. Aber, so Kaczyński, es sei auch unrea-
listisch, von den Polen zu verlangen, sie sollten Ideen 
gutheißen, die gegen die polnischen Interessen gerich-
tet seien, wie z. B. die Ostseepipeline oder das Zentrum 
gegen Vertreibungen.

Kaczyńskis Blick auf die USA war von nationaler 
Selbstüberschätzung geprägt. Er verstand nicht, dass die 
Rolle Polens im strategischen globalen Denken der ame-
rikanischen Führung nicht so bedeutend war, wie er sich 
das gewünscht hatte, auch wenn die Administration des 
amerikanischen Präsidenten Barack Obama Ostmittel-
europa und damit Polen eine wichtige Funktion zubil-
ligte. Deutlich wurde dies im Juli 2009, als Kaczyński 
in einem Offenen Brief seine Unterstützung für einen 
Appell früherer ostmitteleuropäischer Staatspräsidenten, 

darunter Lech Wałęsa, Aleksander Kwaśniewski und 
Václav Havel, erklärte, die Obama aufgerufen hatten, 
das amerikanische Engagement für die ostmitteleuro-
päischen Staaten nicht zu verringern, da diese Region 
an einem Scheideweg stehe, was sich u. a. darin äußere, 
dass viele dieser Staaten über die zögerliche Haltung der 
NATO und der USA im Kontext des russisch-georgi-
schen Krieges beunruhigt gewesen seien. Kaczyński 
reagierte auch enttäuscht, als Obamas Administration 
die ursprünglichen Pläne für ein amerikanisches Anti-
raketensystem in Polen und Tschechien ad acta legte.

Der Staatspräsident war sicher auch ein Verfechter 
eines traditionellen NATO-Konzepts, das die atlanti-
sche Gemeinschaft vor allem als Verteidigungsbündnis 
gegenüber Bedrohungen insbesondere seitens Russlands 
sah, aber nicht so sehr als politisch-militärische Kraft, 
die »nation building« etwa in Afghanistan und im Irak 
betreibt, auch wenn er das polnische Engagement in die-
sen beiden Ländern befürwortete. Reichlich illusionär 
setzte er sich für eine schnelle Aufnahme der Ukraine 
und Georgiens in die NATO ein, wobei er die innere 
Reife dieser beiden Staaten überschätzte.

Kaczyńskis Blick auf Russland war hauptsächlich 
ideologisch und geschichtspolitisch bestimmt. Wich-
tig für ihn waren die Erinnerung an die sowjetischen 
Verbrechen an Polen während und nach dem Zweiten 
Weltkrieg sowie die Kritik am politisch-gesellschaft-
lichen System der Sowjetunion und dessen Nachwir-
kungen und weniger die Frage, wie Polen pragmati-
sche Lösungen für aktuelle politische und wirtschaft-
liche Fragen finden könnte und wie sein Land auf die 
schwierige innerrussische Debatte über die Moderni-
sierung des riesigen Landes Einfluss nehmen könnte.

Wahlkampf am offenen Grab?
Ohne Zweifel wirft der tragische Unfalltod von Lech 
Kaczyński ein neues Licht auf seine Präsidentschaft in 
den Jahren 2005 bis 2010. Mythen entstehen, politisch-
historische Bewertungen werden überprüft, alte Fron-
ten verschieben sich, früher unerbittliche Gegner ver-
neigen sich nun vor dem Toten. Trotzdem führt kein 
Weg daran vorbei, zwischen den kurz- und mittelfris-
tigen politischen Folgen des tragischen Unfalls einer-
seits und dem realen Stellenwert dieses schicksalsträch-
tigern Todes für die Bewertung des Lebenswerks des 
nationalkonservativen Politikers Kaczyński andererseits 
zu unterscheiden.

Dabei ist die Klärung der Ursachen des Flugzeugab-
sturzes bei Smolensk nicht ohne Bedeutung, insbesondere 
die Beantwortung der Frage, ob es eine Mitverantwor-
tung des Präsidenten oder eines seiner führenden Mitar-
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beiter für die Katastrophe gibt. Wir wissen, das Kaczyński 
gerade auch im Vorfeld des Präsidentenwahlkampfs unbe-
dingt dort landen wollte und dass er bei früheren ähnli-
chen Gelegenheiten, etwa in Georgien, entsprechenden 
Druck auf den Piloten ausgeübt hatte. Es wird jedoch 
lange dauern, bis die Untersuchungsergebnisse vorlie-
gen werden. Fraglich ist auch, ob sie veröffentlicht wer-
den, insbesondere dann, wenn sie auf eine Mitverantwor-
tung des Präsidenten hinweisen – nicht zuletzt eine Mit-
verantwortung für den Tod von fast 100 führenden Ver-
tretern des öffentlichen Lebens. Das allerdings würde die 
historische Bewertung seiner Präsidentschaft stark beein-
flussen und auch die aufwendige Bestattung Kaczyńskis 
auf dem Krakauer Wawel geriete verstärkt ins Zwielicht. 
Neue Schatten würden auf sein Lebenswerk geworfen.

Ohnehin hat die Entscheidung für den Wawel die 
polnische Gesellschaft gespalten. Viele Polen reagierten 
empört, weil diese Entscheidung nicht-öffentlich zwi-
schen Vertretern der Familie Kaczyński und führenden 
Klerikern der katholischen Kirche getroffen worden war. 
Der Wawel ist ein nationales Heiligtum der polnischen 
Geschichte und die polnischen Präsidenten der Zwischen-
kriegszeit wurden in der Warschauer Kathedrale bestat-
tet. Publizisten wie Adam Szostkiewicz von der »Polityka« 
vermuten nicht ganz zu Unrecht, dass schon die Entschei-
dung für den Wawel ein erstes Manöver von PiS im Vor-
feld des Präsidentenwahlkampfes gewesen sei. Das ändert 
nichts an der Tatsache, dass andererseits viele Polen die 
Bestattung auf dem Krakauer Burgberg für richtig hal-
ten. Diese Tatsache vor Augen, rief der Publizist Jacek 
Żakowski die »Wawel-Gegner« dazu auf, diese Entschei-
dung zu tolerieren, um einer erneuten scharfen politi-
schen Polarisierung im Land vorzubeugen.

Natürlich stellt sich die Frage, warum weite Teile 
der politischen Klasse Polens, die Mehrheit der Medien 
und auch die Mehrheit der polnischen Gesellschaft min-
destens eine Woche lang in eine Mischung aus ehrlich 
empfundener Trauer und Trauerritual verfielen, warum 
Legenden wie die Charakterisierung des Unfalls bei 
Smolensk als »zweites Katyn« und die Umschreibung 
der Toten als »große Teile der polnischen Elite« entstan-
den und warum die katholische Kirche so unangefoch-
ten die Orchestrierung der Totenfeiern übernehmen 
konnte. Immerhin gehörte Lech Kaczyński vor seinem 
Tod zu den eher unbeliebten Politikern in Polen. Schon 
die Entwicklung nach dem Tod von Johannes Paul II. 
hat gezeigt, dass in Polen tiefe Trauer schnell in all-
täglichen Pragmatismus umschlagen kann. Sicherlich 
wird es noch einige Monate dauern, bis das Knäuel der 
jüngsten Ereignisse soziologisch und sozialpsychologisch 
entwirrt werden kann. Vermutlich hatte die polnische 

Schriftstellerin Olga Tokarczuk Recht, als sie betonte, 
dass der nach dem Unfall von Smolensk zelebrierte Hel-
den- und Opfermythos einem Teil der Gesellschaft ent-
gegenkomme, dessen Selbstwertgefühl zwischen ver-
ängstigtem Minderwertigkeitsempfinden und nationa-
ler Megalomanie hin und her schwanke. Auf jeden Fall 
entsprach die überbordende Dimension der Trauerwo-
che nach der Tragödie von Smolensk nicht der zeithis-
torischen Bedeutung von Lech Kaczyński.

Immerhin führte das tragische Ableben des Präsiden-
ten, wie anfangs befürchtet, nicht zu einem Stillstand der 
polnischen Staatsgeschäfte, auch wenn führende Reprä-
sentanten wie Ministerpräsident Donald Tusk mit großer 
persönlicher Betroffenheit an den vielen Trauerfeierlichkei-
ten teilnahmen. Sejm, Senat und Verfassungsgericht setz-
ten ihre Tätigkeit fort. Sejmmarschall Bronisław Komo-
rowski folgte den Ermahnungen erfahrener Politiker wie 
Tadeusz Mazowiecki und nutzt seine Funktion als Über-
gangspräsident nicht, um personalpolitische Weichen für 
eine spätere offizielle Übernahme des Amtes zu stellen. 
Andererseits traf er rasche Entscheidungen, um das Funk-
tionieren der oberen Staatsorgane zu gewährleisten. Komo-
rowski ist der aussichtsreichste Bewerber um eine Amts-
nachfolge von Lech Kaczyński.

Gravierend sind sicher die kurz- und mittelfristigen 
Auswirkungen auf die politische Landschaft in Polen. 
Wirkte die nationalkonservative PiS der Kaczyńskis vor 
der Tragödie von Smolensk ausgebrannt und politisch 
perspektivlos und war der Flugzeugabsturz auch eine per-
sonalpolitische Katastrophe für die Parteiführung, weil 
führende Funktionäre wie Aleksandra Natalli-Świat und 
Grażyna Gęsicka ums Leben kamen, so könnte die Kan-
didatur von Jarosław Kaczyński für das Präsidentenamt 
durchaus dazu beitragen, die Partei insgesamt zu stabili-
sieren sowie auch seine Position als Parteivorsitzender – 
gerade auch im Hinblick auf die Parlamentswahl im Jahr 
2011. Allerdings spricht vorerst wenig für seinen Sieg bei 
der Präsidentenwahl am 20. Juni, auch wenn die Umfra-
gewerte für Jarosław Kaczyński und PiS steigen. In den 
letzten Jahren gehörte er zu den Politikern, die auf der 
Beliebtheitsskala meistens weit unten standen.

Doch Bronisław Komorowski, der bislang überlegen 
in den Umfragen führt, wird es schwer haben, gegen 
Jarosław Kaczyński zu bestehen, weil dieser vor allem 
als »Testamentsvollstrecker« seines Bruders Lech auftre-
ten wird. Andererseits haben viele Polen noch lebendig 
vor Augen, wie stark Polen nach innen und außen an 
Ansehen verlor, als Jarosław Kaczyński in den Jahren 
2006/07 Ministerpräsident war.

Der politischen Kultur des Landes käme es sicher 
zugute, wenn der bevorstehende Wahlkampf als Kampf 
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um erfolgversprechende Konzepte für die Lösung kon-
kreter innen- und außenpolitischer Probleme geführt 
würde. Doch die ersten öffentlichen Äußerungen von 
Jarosław Kaczyński deuten darauf hin, dass er eine pola-
risierende Grundsatzdebatte wie in den Wahlkämpfen 
der Jahre 2005 und 2007 führen will, bei der es erneut 
um die ideologischen, geschichtspolitischen und verfas-
sungsrechtlichen Grundlagen des polnischen Gemein-
wesens geht, eben um das Für und Wider einer »Vier-
ten Republik«, die die Kaczyńskis schon damals auf ihre 
Fahnen geschrieben hatten und deren »Verwirklichung« 
in den Jahren 2006/07 zu einem innen- und außen-
politischen Desaster geführt hatte. Ein solcher Wahl-
kampf würde die Spaltung der Gesellschaft in »recht-
schaffene« und »nicht rechtschaffene« Bürger, entspre-
chen der Definition von Kaczyński und seiner PiS, ver-
tiefen und das in einer Situation, da das Land politisch 
und wirtschaftlich sowohl national wie international 
gut dasteht und sich eigentlich auf Zukunftsaufgaben 
konzentrieren müsste.

Zu den positiven Folgen des tragischen Unfallto-
des von Lech Kaczyński gehört sicherlich die weitere 
Dynamisierung der polnisch-russischen Beziehungen, 
die im Zuge der Trauerfeierlichkeiten an Tempo gewon-
nen haben. Für viele Polen war es eine neue, eindrück-
liche Erfahrung, ein menschliches Russland kennenzu-
lernen, das sich mit ihnen angesichts der Tragödie von 
Smolensk solidarisierte. Diese erfolgversprechende Ent-
wicklung in den bilateralen Beziehungen, die schon nach 
dem Amtsantritt der Regierung von Ministerpräsident 
Donald Tusk Ende 2007 eingesetzt hatte, bedarf einer 
eigenen sorgfältigen Analyse. Aufschlussreich für viele 
Polen war auch die herzliche Anteilnahme in Deutsch-
land und anderen EU-Staaten.

Fazit
Lech Kaczyński war kein Mann der geschliffenen For-
mulierungen, großen Reden und medienwirksamen 
Auftritte. Wenn es ging, mied er die großen politi-
schen Salons der Welt. Als schüchterner, nachdenkli-
cher Mensch bevorzugte er das Gespräch im kleinen 
Kreis. In der heutigen Welt des politischen Entertain-
ments konnte es nicht ausbleiben, dass die Medien im 
In- und Ausland seine Schwächen oft gnadenlos in den 
Vordergrund stellten. In der Regel reagierte er dann ver-
letzt, statt die Angriffe souverän zu parieren.

Bei der oft berechtigten Kritik an seinen politi-
schen Auffassungen, die beispielsweise von deutschen 
Medien formuliert wurde, traten nicht selten die Cha-
rakteristika seiner Biografie und seines politischen Wer-
degang zu stark in den Hintergrund. Das gilt beispiels-

weise für sein enges Verhältnis zur katholischen Kirche. 
Lech Kaczyński war nicht einfach nur ein tief gläubi-
ger Mensch, sondern er wusste auch um die Verdienste 
der katholischen Kirche, wenn es um den Schutz der 
demokratischen Opposition in den 1970er und 1980er 
Jahren sowie um die friedliche Transformation 1989 
ging. Die Tatsache, dass der Geist des Zweiten Vatika-
nischen Konzils und des Wirkens von Johannes Paul II. 
bis heute nicht in die Köpfe vieler katholischer Kleriker 
in Polen eingedrungen ist, steht auf einem anderen Blatt.

Lech Kaczyński war kein strahlender Held der Oppo-
sition und der Gewerkschaft Solidarność wie etwa Jacek 
Kuroń und Tadeusz Mazowiecki, aber er leistete in ihren 
Reihen ungemein wichtige Arbeit. Auch er gehörte 1989 
zu denjenigen, die die Weichen für den Machtwechsel 
und die Demokratisierung Polens stellten.

Seit 2001 zählte er zu den führenden Persönlichkei-
ten von PiS, also einer Partei, die man getrost als radikal 
bezeichnen kann. Aber Lech Kaczyński war kein radi-
kaler, verbissener, streitsüchtiger Parteipolitiker wie etwa 
sein Bruder Jarosław, auch wenn er sich bemühte, die 
Vorstellungen von PiS zu realisieren. In seiner Amtszeit 
als Präsident hat ihn seine Partei nicht selten vor politi-
schen und personellen Entscheidungen in seiner Kanz-
lei unter Druck gesetzt. In seinen Interviews machte er 
oft verbale Zugeständnisse an seine Partei, weil er sich 
dazu verpflichtet fühlte, ohne immer hundertprozentig 
davon überzeugt zu sein.

Als Staatspräsident hat er sich bemüht, das Beste für 
sein Land zu tun, aber eben so, wie er das verstand. Die 
Umfragen zeigten, dass in der Regel die Mehrheit sei-
ner Landsleute nicht mit seiner Tätigkeit einverstanden 
war. Auf lange Sicht dürfte auch sein tragischer Tod an 
dieser Einschätzung nur wenig ändern.

Lech Kaczyński war kein mutiger Reformpolitiker, 
der zukunftsträchtige Errungenschaften anstrebte, son-
dern ein Mann, der bewahren, absichern, mitunter auch 
bremsen und blockieren wollte. Die politisch-demokra-
tische, wirtschaftliche und soziale Modernisierung sei-
nes Landes hat er damit eher behindert. Lech Kaczyński 
passte nicht mehr ganz zu seinem Land, dessen Gesell-
schaft mehrheitlich in den letzten Jahren weltoffener, 
toleranter, souveräner und zufriedener geworden ist. 
Daran ändert auch nichts der – von vielen Beobachtern 
als überzogen und ausufernd bewertete – Todes- und 
Trauerkult nach der Tragödie von Smolensk.
(Information über den Autor finden Sie auf der nächsten 

Seite.)
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Co miesiąc poddajemy ocenie ankietowanych działalność parlamentu oraz urzędu 

prezydenta, ostatnio – również Zakładu Ubezpieczeń Społecznych i Narodowego Funduszu 

Zdrowia. Raz na kilka miesięcy przedstawiamy respondentom poszerzoną listę 

najważniejszych instytucji publicznych, a także najpopularniejszych stacji radiowych 

i telewizyjnych, prosząc o ocenę ich funkcjonowania. 

OPINIE O DZIAŁALNOŚCI PREZYDENTA 

O działalności prezydenta Lecha Kaczyńskiego dobrą opinię ma niespełna co trzeci 

Polak (31%), natomiast większość (58%) ocenia ją krytycznie1. W marcu notujemy jednak 

poprawę pracy tego urzędu. W stosunku do ubiegłego miesiąca przybyło ocen pozytywnych 

(o 5 punktów), ubyło zaś negatywnych (o 4 punkty). 

Tabela 1 

Oceny  
działalności 
prezydenta 

Wskazania respondentów według terminów badań 
Zmiany  

II–III ’10 
I II III IV V VI VII VIII IX X XI XII I II III 

2009 2010 
w procentach 

Dobra 23 24 25 23 23 22 27 24 26 27 24 25 30 26 31 +5 
Zła 67 65 65 68 67 68 59 64 63 61 62 61 58 62 58 –4 
Trudno 
powiedzieć 10 10 10 9 10 10 14 11 11 12 14 14 12 12 11 –1 
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 DOBRA       ZŁA

Aleksander 
Kwaśniewski Lech

Kaczyński

 

                                                 
1 Badanie „Aktualne problemy i wydarzenia” (238) przeprowadzono w dniach 4–10 marca 2010 roku na liczącej 
995 osób reprezentatywnej próbie losowej dorosłych mieszkańców Polski. 

positiv negativ

http://www.cbos.pl
http://www.cbos.pl

